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Amtlicher Anzeiger
Anlage zum Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern

2016 Schwerin, den 17. Mai Nr. 19

Landesbehörden

(BGBI. I S. 2379), zuletzt geändert durch Artikel l der Verord-
nung vom 17. Juli 2014 (BGB?. I S. 1061) folgenden Bescheid:

Bekanntröachung gemäll § 3 Absatz 2 Satz 2
des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung in Mecklenburg-Vorpommern
(LUVPG M-V)

Bekanntmachung des Landesamtes für Straßeübau und
Verkehr - Planfeststellungsbehörde

Vom 28. April 2016

I.

Auf dem Ctebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommem (M-V) ist
durch die Antragstellerin im Wege der Mitbenutzung der von der
Der Grüne Punkt - Duales System Deutschland GmbH, der ISD
Interseroh Dienstleistungs-GmbH, der Landbell AG für Rückhol-
Systeme, der Reclay Systems GmbH, der Belland'Vision GmbH,
der ELS Europäische Lizenzierungssysteme GmbH, der ZEN-
TEK GmbH, der RKD GmbH und der Veolia Umweltservice Dual
GmbH gemeinsam genutzten Erfassungseinrichtungen ein Sys-
tem eingerichtet, das flächendeckend die regelmäßige Abholung
gebrauchter Verkaufsverpackungen aus Glas, Weißblech, Kunst-
stoffen, Aluminium, Papier, Pappe und Kartons sowie deren Ver-
bunde beim privaten Endverbraucher oder in dessen Nähe in aus-
reÄche.nder We;se gewährleistet.

Das Straßenbauamt Neustrelitz hat beim Landesamt für Straßen-
bau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommem einen Antrag auf all-
gemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3 Absatz 2 Satz 1 des
Oesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung in Mecklen-
burg-Vorpommern (LUVPG M-V) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juli 2011 (GVOB?. M-V S. 885), das zuletzt
durch Artikel 2 des Ctesetze.s vom 15. Januar 2015 (GVOB?. M-V
S. 30, 35) geändert worden ist, für den Neubau eines Radwege:s an
der L 34 von Peckatel bis Blumenholz gestellt.

Die'VorprüfungdesEinzelfallsgern'äß§'3Absatz6L{?IT?PGM-V .DieFeststellungwtrdunterfolgendenNebenbestirnmungenerlas-
hat ergeben, d:;ss eine UmweltverträgMchkeitsprüfung nach dem ' sen:
LUVPG M-V für das bezeichnete Bauvorhaben nicht erforderlich
ist, da von dem Bauvorhaben keine erheblichen nachteiligen Um-
weltauswirkungen zu erwmlen sind.

II.

Auflagen

1. DieAntragstellerinhatjeweilsbiszuml.MaieinesjedenJah-
res einen Mengenstromnachweis über die im Vorjahr in das
System eingebrachten Mengen, aufgeschlüsselt nach Materi-
alien, die im Bescheid genannt sind und über die einer stoffli-
chen und einer energetischen Verwertung zugeführten Men-
gen vorzulegen.

a) Die Antragstellerin hat den Nachweis nach Nummer 2 Ab-
satz 3 des Anhangs l VerpackV jeweils durch eine Beschei-
nigung eines unabhängigen Sachverständigen nach Nurn-
mer 2 Absatz 4 des Anhangs I VerpackV zu erbringen.

b) Da die Antragstellerin die Samrnelgef'de, Behälter UISW.
gemeifisam rnit anderen, nach § 6 Absatz 5 VerpackV zu-
gelassenen Systembetreibern mitbenutzt, müssen die Auf-
teilung der Sammelmengen und ihre Zuordnung zum ei-
genen System in Abgrenzung zu anderen bestehenden
Systemen transparent und nachvollziehbar im Mengen-
stromnachweis dargestellt werden. Im Mengenstrom-
nachweis sind alle Verkaufsverpackungen anzugeben, die
in das System eingebracht worden sind.

c) Die Antragstellerin hat durch Zerlifikat einer unabhängi-
gen, sachversföndigen Stelle nachzuweisen, dass die erfass-
ten Verkaufsverpackungen aus Kunststoffen oder ?Kunst-

Aus technischen Grüiiden Amtsblatt inliegend!

Hinweis:

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Feststellung gemäß § 3 Ab-
satz 2 Satz 3 LUW'G M-V 'nicht selbstsfönafg anfechtbar ist.
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Bekanntmachung für die Feststelluqg nach § 6
Absatz 5 Satz 1 der Verpackungsverordnung

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, Natur-
schutz und Geologie

Vom 29. April 2016

Auf Antrag der NOVENTIZ Dual GmbH, Dürener StraP»e 350,
50935 Köln (nachstehend Antragstellerin genannt), vom 10. No-
vember 2015 (PE am 16. November 2015) erlässt das Landesamt
für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpom-
mem (LUNG M-V) gemäß § 6 Absatz 5 Satz l der Verordnung
über die Vemieidung und Verwertung von Verpackungsabfällen
(Verpackungsverordnung - VerpackV) yom 21. August 1998
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stoffverbunden und Flüssigkeitskartons nur Versve.rtungs-anlagen zugeführt werden, fö denen die ordnungsgemäl3eVerwermng sichergestellt ist. Diese Nachweispflicht giltauch, wenn die Verpackungen im Ausland sortiert oder ver-wertet werden. Zusätzlich ist bei eirier Verwertung im Aus-land außerhalb des OECD-Raumes eine. Genehmigung deszpsföndigen Ministeriums des Importlandes vorzulegen,soweit die Verwertung nicht einer Notifiziemng gemäß derVerordnung (EG) Nr. 1013/2006 des Europfüschen Parla-rnents und des Rates vom 14. Juni 2006 über die Verbrin-gung von Abffülen (ABI. EU Nr. L: 1')O S. 1), berichtigt am13. Dezember 2013 (,'U3I- L 334 S. 46), bedarf. Den fremd-sprachigen Dofümenten sind beglaubigte Übersetzungeneines in Deutschland zugelassenen vereidigten Übersetzers
beizufügen.

d) Die Antragstellerin liefert Nachweise über die Beteili-gung am jeweiligen System der Entsorgung von Verkaufs-
verpackungen.

e) Die Entsorgung der stofflich nicht verwertbaren Mengenist unter Angabe der Gewichtsanteile der jeweiligen Frak-
tion darzulegen.

t) In den Mengenstromnachweis dürfen nur Mengen aufge-nommen werden, die aus einem Bundesland stammen, indem die Antragstellerin eine Anerkennung als Systemnach e) 6 Absatz 5 Satz 1 VerpackV besttzt. Insoweit istauch der Ausgleich von Metu'rnengen zwischen Gebiets-
k6rpe.rschaften beschränkt.

2. DieSortierrestedervomDualenSystemerfasstenundderAn-tragstellerin zugeordneten Teilmengen der Abfölle sind gemäßden Vorgaben des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirt-schaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaf-tiu'ig von Abfällen, (Kreislaufwjrtschaftsgesetz = KrWG) vom24. Februar 2012 (BGB?. I S. 212), zuletzt geändert durchArtikel la des Gesetzes vom 20. November 2015 (BGB?. IS. 2071), der VerpackV und des Abfallwirtschaftsgesetzes fürMecklenburg-Vorpommern (AbfW G M-V) vom 15. Januar 1997(GVOBI. M-V S. 43), zuletzt gefündert durch § 29 Artikel 2 desGesetzes vom 22. Juni 2012 (GVOBI. M-V S. 186, 187), zu
entSOrge.n.

3. 5;öweit im Rahmen des Systems in M-V Anlagen zur Zwi-schenlagenmg betrieben werden bzw. werden sollen, hat dieAntragstellerin dieses dem LUNG M-V unverzüglich schrift-lich mitzuteilen. Die Mitteilung umfasst die Zulassung, dievorgesehenen zu lagemden Materialien nach Art und Menge,deren Vorbehandlung, die Lagerbedingungen, den Lagerzeit-raum sosvie. den sich anschlieJ3enden ztwingenden Vervter-
tungsweg.

4. Innerhalb von drei Monaten nach Wirksamwerden der Fest-stellung ist einc Beteiligung an der Gemeinsamen Stellenachzuweisen. Wird der ,,Vermg über das Clearing von Ne-benentgelten sowie Mitbenutzungsentgelten bei der Entsor-gung gebraiichter Verkaufsverpackungen" durch einen Ver-tragsparföer gekündigt, so hat die Antragstelleffln dies unddas an die Stelle des genannten Vertrages geketene. Verfah-ren der Kostenbeteiligung dem LUNG M-V unverzüglichschriftlich mitzuteilen. Der Widerruf der Feststellung wird

vorbehalten, wenn sich die Antragstellerin nicht in angemes-sener Weise an de.n Kosten der öffentlich-rechtlichen Entsor-gungsträger (örB) nach § 6 Absatz 4 Satz 5, 7 und 8 Ver-
packV beteiligt.

5; Die Antragstellerin ist verpflichtet, dem LUNG M-V und/oderden von diesem beauftragten Dritten alle vom LUNG M-V fürnotwendig erachteten Auskünfte zu erteilen, die zur Überwa-chung der Einhaltung der sich aus der VerpackV ergebendenAnfqrdemngen benötigt werden; Ebenfalls ist zu gewährleis-ten, dass zu Überwachungszwecken Zutritt zu den zur Umset-zung der VerpackV genutzten Anlagen und die erforderlicheEinsicht in die Unterlagen gewätut wird, die das Handeln zur
Einhalfüng dieses Bescheides widerspiegeln.

6. DieAntragstellerinhatSicherheitfürdenF'allzuleisten,dass,falls der von ihr betriebene Systembetrieb eingestellt werdenmuss, die dann notwendige Entsorgungsleistung der in denSammeleimichfüngen des Systems tatsächlich erfassten Ver-packungen finanziell gesichert ist. Zur Sicherstellung derPflichten der Systembetreiberin gemäß f3 6 Absatz 5 Satz 3VerpackV ist eine Sicherheitsleistung in Forrn einer selbst-schuldnerischen Bankbürgschaft einer deuföchen Sparkasseoder Großbank oder im VVege der Hinterlegung von Geldnach dem Hinterlegungsgesetz - HintG M-V - (GVOBI. M-VS. 642) vom 9. November 2010 zur Feststellung unwidermf-lich und unbeföstet zu erbringen. Die Höhe der Sicherheits-leistung wird jährlich an den erreichten Marktanteil der Sys-tembetreiberin auf der Grundlage dör Mengenstromnachwei-se bei Erreichen der nachfolgend genannten Abweichung an-gepasst und ergeht über einen gesonderten Bescheid. DieRückgabe der Bankbürgschaft erfolgt Zug um Zug gegen Hin-
terlegung der neuen Bürgschaftsurkunde.Im Falle einer Anpassung der Höhe der Sicherheitsleistungist bei einer Hinterlegung der Differenzbetrag der Antrag-stellerin zu erstatten bzw. von ihr zu überweisen. Eine Neu-festsetzung der Sicherheitsleistung seitens des LUNG MV.erfolgt nur, wenn die Abweichung zur hinterlegten Sicher-heit mehr als 25 % beträgt. Die Festsetzung der Sicherheits-leistung erfolgt für die Fraktionen LVP und Glas. Die Erfas-sung und Verwertung von Altpapier bzw. den darin enthalte-nen Verkaufsverpackungsanteilen ist derzeit vergleichsweisemit geringen Kosten verbunden. Da sich diese Situation in. Zukunft jedoch ändern kann und die öffentlich-rechtlichenEntsorgungsträger irri Falle einer Systemeinstellung auchhierfür aufkommen mtL,sen, enthfüt das LUNG M-V sichvor, in solcfüen Ffülen auch für die Fraktion PPK eine Sicher-heit zu verlangen. Die Nichtvorlage einer Sicherheitsleis-

tung führi zum Widerruf der Feststellung (Nr. 9).
7. WerdenLeistungs-oderVerwertungsverträge,welchedieAn-tragstellerin .mit Entsorgungs- bzw. Verwertungsunternehmenund anderen Systembetreibem geschlossen hat, durch einenVemagspartner gekündigt oder laufen diese Verträge aus, sohat die Antragstellerin dies dem LUNG M-V unverzttglich

schriftlich mitzuteilen.

Die Feststellung kann widemifen werden, wenn nicht biszum Ende der jeweils vertraglich festgelegten Kündigungs-frist oder einen Monat vor Auslaufen des Vertrage.s ein neuerVertrag vorgelegt worden ist, der die zur Erfüllung der Sys-temanforderungen erforderlichen Verpflichtungen des ge;-

l
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8. Änderungen, Ergänzungen und die Aufnahme von nachträgl0-
chen Auflagen bleiben, soweit dies für die Erfüllung der Fest-
stellungsvoraussetzungen erforderlich ist, vorbehalten.

9. Die Feststfülung kann widerrufen werden.

In.

Die eno energy GmbH (StraJ3e am' Zeltplatz 7, 18230 0stseebad
Rerik) plant die Errichtung und den Beföeb von zehn Windkraftan-
lagen (WKA) im Windeignungsgebiet ,,Milow" (Nr. 31), Gemar-
kung Deibow, Flur 3, Flurstücke 33/2, 31/1, 28, 26 sowie Gcmar-

' kung Milow, Flur 3, Flurstücke 108, 114, 54 und Gemarkung Stee-
sow, Flur 2, Flurstück 6. Geplant sind zehn WKA vom Typ eno 114
mit einer Leisfüng von je 3,5 MW. Die zehn WKA sind auf folgen7
de drei Genehmigungsanträge aufgeteilt:

Die sofortige Vollziehung dieses Bescheides wird nach § 80 Ab- - ,,:,M?..TTTl,xTwA,niw??(W?'49'
#tz,2-ANImmn,?'1l:f+'JföcJ#,':il%g,sg5rilcotits,o,ldnu1riogoa(1V(wDCsrffiD)iflT"dQe:<FQu<s- ?Milow,(W,,1113)M'owJJ"W?"lO'.
sung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGB?. I S. 686),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember
2015 (BGB?. I S. 249Ö), angeordnet.

IV.

Der veagendc Teil des Feststellungsbescheides wird im Amtli=
chen Anzeiger, Beilage zum Amtsblatt Mecklenburg-Vorpom-
mern, öffentlich bekannt gegeben.

Die Feststellung ist vom Zeitpunkt der öffentlichen Bekamitgabe
an wirksam.

V.

Die Antragstellerin hat als Veranlasserin der Amtshandlung die
Kosten des Verfahrens zu tragen. Die Kostenfestsetzung ergeht
durch einen gesonderten Bescheid.

'i

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspmch erhoben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesamt für Umwelt,
Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern, Goldber-
ger Straße 12, 18273 Güstrow einzulegen.

kündigten/:auslaufenden Vertxages in vol!em Umfang über- Bekanntrnachung nach % }0 Absatz 3 d6g
n,,',':?):':;?. A'e.,A,.,Fe"Sf;"?',,?, ':a,,':,:u,,ch,,, :,,,,rT,t?,,,,ffufenwerden,: B'undes-Immissionsschufögesetzes (B?mSchG)wenneinederAbstimmungsvereinbarungenbzw.Unterwer- """
fimoserklärunpen zwii,chen der Antravgtellerin und den örE - Zdln :en am Standort Milowfungserklärungen zwischen der Antragstellerin und den örE
gekündigt wird oder ausläuft, ohne dass im Rahmen der ver- und 551(5(350q
einbarten Fristen eine neue Abstimmungsvereiribarung ge-
schlossen wird.

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Westmecklenburg .Die Antragstellerin hat dem LUNG M-V Änderungen der

Leistungsvetträge, Versve.rtungsve.*äge bzw. Ändemngen der
Unterwerfungs- und Abstimmungserklärungen unverzüglich
schriftlich mitzuteilen.
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Vom 2. Mai 2016

Fur das Brrichten und Betreiben der Anlagen ist eine Genehrni-
gung nach F:) 4 BImSchG in Verbindung mit Nurnrner 1.6.2V des
Anhangs l der Vierten Verordnung zur Durchführung des
BImSchG (4. BImSchV) beantragt. Das Vorhaben unterliegt
gemäß § 3e Absatz l des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) der Umweltverträglichkeitsprüfung. Zu-
ständige Behörde für das Genehmigungsverfahren ist das Staatli-
che Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg.

Der Antrag und die Unterlagen werden gemäß § 10 Absatz 3
B!mSchG in Verbindung mit der Neunten Verordnung über die
Durchführung des BJmSchG (9. B?mSchV) einen Monat'zur Ein-
sichtnahme ausgelegt.

Die Auslegung erfolgt vom 1. Juni 2016 bis einschließlich 30. Juni
2016:

1. imStaatlichenAmtfürLandwirtschaft

und Umwelt Westmecklenburg
Abt. Irmnissions- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislauf-
wirtschaft, Raum S 08, Bleichemfer 13, 19053 Schwerin

Montag bis Mittwoch: 7:30 - i6:00 Uhr
Donnerstag: 7:30 - 17:30 Uhr
Freitag: 7:30 - 12:00 Uhr

2. im Amt Grabow, Raföaus (Haus 2)
Bürgerbüro, Am Markt 1, 19300 Grabow

Moritag, Mittwoch:
Diensfög:
Donnerstag:
Freifög:

Einwendungen gegen das Vorhaben können bis einschließlich
14. Juli 2016 schriftlich bei den o. g. Behörden erhoben werden.
Mit Ablauf dieser Frist sind bis zur Erteilung der Genehmigung

8:00 - 14:00 Uhr ?
8:00-18:00 Uhr

8:00 - 12:00 und 14:00-18:00 {Jhr
8:00 - 12:00 Uhr

l




